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Man mufs wählen, weifßs aber nıcht, ayOTur sıch entscheiden; MAan zl Solidarität, lehnt
aber dıe Verantwortung ab; MAN /l Gewifßheit, merliert sich ber IN Problemen un
Zweıfeln.

Corrado Kardinal Ursı

VWelchen Sınn haben kirchliche Denkschriften?
napp nacheinander siınd ın den ersten Märztagen wel Theologieprofessoren, haben dem Memorandum bisher
„Denkschriften“ erschienen, die sıch mi1ıt politischen Kern- durch Unterschrift zugestimmt.
problemen der deutschen Nachkriegssituation befassen: Die Studie über die Friedensaufgabe der Deutschen 1st 1m

An das Memorandum des Bensberger Kreıises Gegensatz ZU Polenmemorandum 1im CNSCICH Raum
ZU deutsch-polnischen Verhältnis, Ar  AA die VO  3 der Amtskirche un iın direkter Fühlungnahme mMI1It dem

Rat der EKD entstanden. Auch be] dieser Studie handeltder Kammer der EK  =) für öftentliche Verantwortung
herausgegebene Studie über die Friedensaufgaben der sıch i1ne Einzelarbeit Aaus einem größeren Komplex,
Deutschen. auch W Ee111 darin die deutsche rage ın den Zusammen-
Obwohl beide Schriften VO verschiedenen Gremien un hang des Friedens als Weltaufgabe gestellt wird. Dieser
unabhängig voneinander erarbeıtet wurden un sıch autf größere Komplex, der in den Anmerkungen des Rates der
Je verschiedene Themen beziehen, stehen S1€e doch in eiınem EK  — ZuUur Studie als das „gegenwärtıge Arbeitsthema“
mehrfachen inneren Zusammenhang un mussen deshalb der Kammer für öffentliche Verantwortung bezeichnet
in ihren Intentionen sinngemäfß aufeinander bezogen wiırd, heißt „Kriegsverhütung un Friedenssicherung“
werden. un: bringt das Bemühen der Kammer für den „umfang-
Nıcht vergleichbar sind die Gruppen, VO  a denen beide reichen Fragenbereich der modernen Friedensforschung“
Dokumente erarbeitet wurden. Das Polenmemorandum, ZUuU Ausdruck. Ausdrücklich wırd vermerkt, handle
das ıne Jangwierıige un: VO wiederholten Indiskretio- sıch bei dieser Studie nıcht die in der Offentlichkeit
1eN begleitete Vorgeschichte hınter sıch hat, 1St das Er- erwähnte „Friedensdenkschrift der die bisher

„NnNıcht VO der EKD, sondern VO außen, Zzumeıst in kri-gebnis einer 1mM Anschlufß die Pax-Christi-Bewegung
Onstituierten Gruppe VO  e katholischen Intellektuellen, tischer Absicht“, angekündigt worden sel. Es se1 nıcht
Theologen, Juristen, Politologen un Publizisten, das auszuschließen, dafß AUS der gegenwärtıgen Arbeit der
ZWaar miıt Wıssen führender Persönlichkeiten des eut- Kammer einem spateren Zeitpunkt „eıne derartige

Publikation oder Einzeläußerungen verschiedener Artschen Katholizismus un des Vorsitzenden der Deutschen
Biıschofskonferenz (als gleichzeitigen Vorsitzenden des hervorgehen werden“. Bestimmte Pläne bestünden aber
deutschen Zweiges der Pax-Christi-Bewegung) vorberei- ZUuUr eıt nıcht. Auch VO  «} seıten des Bensberger Kreıises

scheinen einstweilen keine weıteren Außerungen dentet wurde, das aber VO  - Anfang keine Aussıcht hatte,
einem amtlichen Papıer des deutschen Katholizismus anderen, eingangs erwähnten Themen, ZUrF: Wehrdienst-

oder Sar der Kırche werden, auch wenn solches VOI- verweıgerung und Z Vietnamkrieg, geplant se1n.
übergehend angestrebt worden se1ın sollte. SO gesehen, 1St
das Memorandum als Teilergebnis der Arbeıt des ens- Mıt halbem Herzen
berger Kreıses werten, der sıch 1im Maı 1966 Zu
erstenmal 1n der Katholischen Akademie der Erzdiözese Der Rat der EKD hat wiederholt über die Studie beraten.
öln ın Bensberg trat un der sıch die Friedensarbeit ber entsprechend der breiteren un: zugleıch amtlicheren

den deutschen Katholiken ZUr besonderen Aufgabe Basıs 1er die Gegensätze, die auch innerhalb des
gemacht hat Be1i der ersten Zusammenkunft des Bensber- Bensberger Kreıises nıcht ehlten, stärker 1n den die Studie
SCr Kreises, 1n dem auch Nıchtmitglieder der Pax-Christi- erarbeitenden Gremıien selbst ausgepragt, Deshalb heißt
Bewegung mitarbeıiten, wurden reı Studienobjekte 1Ns ın den erwähnten Anmerkungen, die Studie se1l „Nicht
Auge gefaßt: der Vietnamkrieg, das Problem der Wehr- 1n dem Sınne ıne Veröffentlichung der Evangelischen
dienstverweigerung un das deutsch-polnische Verhältnis. Kıiırche 1n Deutschland, da{ß sıch der Rat der EKD ıhren
Das jetzt vorliegende Memorandum 1St nıcht das Ergeb- Wortlaut eigen gemacht hätte“. Dıese Einschränkung
nıs des Gesamtkreises, sondern der e1igens dafür eingesetz- gilt, WwW1e 1n der Presse schon mehrtftach betont wurde,
ten Polenkommaission un: wird VO  3 dieser erantwortet. tür die Kammer für öftentliche Verantwortung selbst. In
twa 200 katholische Persönlichkeiten, darunter mehrere beiden Gremien habe beachtliche Stimmen gegeben,
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„die 1ın wichtigen Punkten der Studie ine abweichende Universität 1mM Dezember vorıgen Jahres erinnert: 99  1r-
Meınung vertreten un auch einer Veröffentlichung W1- gends 1St die mangelnde Zusammenarbeıit oder Sar Rıva-
derraten haben“ Wenn der Rat dennoch der Veröffent- lıtät, die WIr untereinander praktiziıeren könnten, -

lıchung zugestimmt habe, se1 INan sıch durchaus des verständlich WwW1e be1 der Friedensarbeit Zusammen-
Rısıkos bewußt SCWESCH, sel aber VO der Überzeugung arbeit 1n mehreren Dimensionen! Zunächst darın, daß WIr
au  CSAaNSCH, „daß auch 1m kirchlichen Raum Versuche Ja nıcht 1Ur paralle] un miteinander proklamieren wol-
gemacht werden sollten, einer taıren Diskussion über len, sondern da WI11 ın die sachliche Arbeit eintreten
unterschiedliche Standpunkte anzuleiten“. Ahnliches W1- mussen Wır können hier nıcht als Rıvalen nebenein-

ander, sondern WIr mussen hier arbeitsteilig un nachderfuhr 1n seiner Weıse dem Bensberger Kreıs bzw. seıner
Polenkommission. Manche, dıe der Einladung gefolgt Verabredung miteinander arbeıten Zugegeben, die
d  N, beschränkten sıch aber, W1Ee Protf Roegele, auf Reflexion über die politischen Existenzfragen der Deut-

schen un ıhr Verhältnis den östlıchen Nachbarn Mag‚schrıftliıche“ Mitarbeit, andere begleiten die Arbeıt
Rande, o  n sıch aber spater zurück, nahmen, w1e Prot. sıch angesichts der Interessenverflechtungen, der zahlrei-
Mikat, die Autoren des Memorandums in der Ofentlich- chen tagespolitischen Implikationen un der ber die

Kontessionen verschieden verteilten polıtischen Meınungs-eit 1n Schutz (vgl „Rheinische Post“, 28 68), weıger-
ten sıch aber dennoch, dieses unterzeichnen. Was unterschiede als Anfangsthema eıner solchen Zusammen-
Wunder, W solch zwiespältiges Verhalten 1n der Presse arbeit wen1g eignen. Dennoch 1St. gerade hıer der gemeın-

Samne Beıitrag der Kirchen unentbehrlich 1mM Interesse desnıcht gerade mMi1t Anerkennung registriert wurde; wenn

jene getadelt wurden, die NUr „mit halbem Herzen“ mMI1t- Friedens nach ınnen und nach außen, 1mM Interesse des
machten und für die die orge, keine Gruppe verprel- Überlebens der Deutschen als Natıon über die andauernde
len, wichtiger sei als die Erkenntnis, INa  — musse das Cun, Spaltung hinweg 1 Rahmen einer europäischen Staaten-
w as INa  $ tür richtig hält „Man veröffentlicht un gemeinschaft un 1mM Interesse der Kirchen un ıhrer
11 doch nıcht gemeınsam unterschreiben“ („Süd- gegenseıtigen Annäherung selbst. Wenıigstens ıne al
kurier“, 68) seitige Bezugnahme 7zwischen tast gleichzeitig veröfftent-

iıchten Friedenserklärungen, w1ıe dieses Mal zwischen der
EKD-Studie un der Friedenserklärung der DeutschenWarum heine ENSCTE 7Zusammenarbeit © Bischofskonferenz VO März (vgl ds Heft, 158),

Bleibt INa  — zunächst bej der Vorgeschichte der beiden dürfte polıtischer un sachlicher Vorbehalte auch für
Dokumente, müfßte iNa  —3 ohl noch auf einen anderen die ahe Zukunft nıcht ausgeschlossen werden.
Aspekt verweiısen, der in der allgemeinen Diskussion
untergegangen 1St Beide entstanden aut konfessionell Pegelstand des politischen Bewußtseins
getrenNNter Basıs. Kontakte zwischen katholischen un

Angesichts der spürbaren Gegensätze 1n den Gremien,evangelischen Stellen haben offensichtlich ıcht Tattge-
tunden. Das mMag verständlich erscheinen. Vielleicht x1bt AausSs denen die beiden Denkschriften hervorgegangen sınd,

gvegenwärtıg keinen anderen VWeg Zugegeben, die Kır- wırd INa  a sich über das polemische Echo, das deren Ver-
chen haben 1ın den 1N den Denkschriften behandelten öftentlichung folgte, 2uUum wundern. Es IST aber der be-
Fragen unterschiedlich Schritt gehalten. Das Bensberger sonderen Beachtung WEert, da Denkschriften, SCHAUCI die
Memorandum 1St primär iınformellen, die Studie über den Reaktion der Oftentlichkeit auf S1e, besonders WEn darın

Themen behandelt werden, deren mögliche künftige 156-Frieden primär amtlıchen Ursprungs. Das Bensberger
Memorandum bıldet zudem nıcht 1LUFr ıne Weiterführung SUuNng heute Umdenken fordert, den Pegelstand öffentlichen
der EKD-Denkschrift über die Lage der Vertriebenen Bewußtseins angeben, über die Möglichkeiten un: Gren-
un: die deutschen Ostgebiete, sondern, WwWenn INa  - will, zen sachlicher Diskussion Aufschlufß geben un das Maiß
iıne spate, für viele vielleicht spate Antwort autf diese: Emotionen widerspiegeln, die ein nıcht unwesentliches
füllt also hier ıne spezifisch katholische Lücke AaUuUS, Ww1e politisches Moment deutscher Wirklichkeit bilden. Inso-
ımmer InNnan den Inhalt des Memorandums beurteilen fern vermuittelt die Reaktion aut solche Denkschriften
mMag In der deutschen Frage, die den Kern der EKD- auch bedenkenswerte Aspekte über den innerkirchlichen
Studie bildet, 1St der deutsche Katholizismus einschließlich Diskussionsstand un selbst über die Erwartungen, die
seiner Lai:engremien VO  a der Jüngsten Tradition her 1C- die Kiırchen in polıtischen Kernfragen gestellt WeI-

dengyierungsnäher, als Institution un Milieu, also 1in seınem
Reaktionsraum begrenzter, als die evangelischen hri- Zunächst mu{ ıne für beide Memoranden gemeinsame
sten sind. Zudem hat die Reflexion über wirksame Wege Reaktion festgehalten werden. Der Großteil derer, die
der Friedensarbeit durch die Kirchen 1n Deutschland spat politisch anderer Meinung sınd, hat versucht, die Bedeu-
un 1n der katholischen Kirche spater als 1ın der ECVANSC- Lung der Denkschriften herunterzuspielen. Und Warl

lıschen, praktisch mMi1t noch zaghaften Ansätzen erst 1mM traten sıch hier die deutschen pponenten miıt der
Gefolge VO Pacem ın FeryyYyıs un der Pastoralkonstitution kommunistischen polnıschen Presse. Dazu boten das
über die Kirche in der Welt VO  —$ heute eingesetzt. Auf halbe Engagement der evangelischen Kirchenleitung für
dem Konzil selbst WAar der deutsche Katholizismus 1n der die Friedensstudie un die deutliche Distanzıerung des
Friedensfrage noch mehr Empfänger als schon Miıtgestal- katholischen Episkopats VO Bensberger Memorandum
ter Zudem sınd die Beziehungen der Kirchen ın den ine yeeıignete Handhabe. iıcht NULr kirchengebundene
meısten Sektoren ıcht CNS, w1e S1e ein verbreiteter Zeıtungen (vgl „Christ un: Welt“, 68 un: „Rheı-
ökumenischer Enthusiasmus erscheinen lassen möchte. nıischer Merkur“;, 68) un: tür das Bensberger
Dennoch sei hier die Worte VO  n W Weizsäcker wäh- Memorandum Vertreter der Vertriebenenverbände
rend eiıner VO der Pax-Christi-Bewegung veranstalteten versuchten neben der weitgehenden Ablehnung der Aus-
Podiumsdiskussion zwischen evangelıschen un katho- sageinhalte der beiden Memoranden durch den 1in weıls
lischen Teilnehmern ZUuUr Friedensfrage 1n der Freiburger auf ıhren nichtamtlichen Charakter bzw. auf die ıcht
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einmütıge Zustimmung der verantwortlichen remıen och müssen, VO Inhalt abgesehen, 1n der Diskussion
der EKD deren Aussagewert einzuschränken. Dabei VOT allem Zzwel Aspekte beachtet werden, die für Stel-
wurde das Bensberger Memorandum schlicht ZU pr1- lungnahmen der Kırchen (und indirekt ohl auch kırch-

Papıer gestempelt, ohl nıcht Sanz Recht, denn licher ruppen gesellschaftlich-politischen Fragen
steht hınter ıhm auch eın kirchenamtliches Gremıijum, überhaupt gelten: die beklagte Getahr der Abnutzung
1St kein Zweifel, da{fß die darın geäußerten Gedanken un: der kritische Verwelıs gyerade von seıten kirchlicher
nicht Nur VO  S einer iıntellektuell qualifizierten Mınder- Kreıise autf die herrschende Glaubenskrise iın der Kırche,
he:  I6 1mM deutschen Katholizismus, sondern auch VO  —_ die Handreichungen Glaubensfragen dringender un
breiten Bevölkerungsschichten, einschließlich Heımat- realıstischer erscheinen ließen als mehr oder weniıger
vertriebener, geteilt werden, auch wenn VO manchen prinzipielle, der Möglıichkeit der konkreten Einwirkung
deren öftentliche Formulierung AaUuUsSs außen-, innen- oder entbehrende Denkschriften politischen Fragen. So rat
parteipolıtischen Rücksichten für ıcht gehalten VOT allem dıe „Frankturter Allgemeine Zeıitung“ (8
wurde. iıcht VO ungefähr verwıiesen manche 68), die dem Bensberger Memorandum einen erstaunlich
stimmende Kommentare auf demoskopische Umfragen posıtıven Kommentar VO  3 Günther VO  S Lojewski (2
der etzten eıt. Im übrigen fällt auf, daß die Aus- 68) vorausschickte, nach dem Erscheinen der EKD-
einandersetzung die evangelische Denkschrift viel Studie eiıner Atempause 1n der Abfassung VO  — enk-
ruhiger un sachlicher verlief als die Diskussion das schriften, attestiert der Studie einen „apolıtischen enk-
Bensberger Memorandum. ansatz“ un: VOT Abnützungserscheinungen kırch-

licher Stellungnahmen, die sıch bereits 1n der Schwäche
Fın aufschlußreicher Vergleich dieser Studie zeıgten.

Ist hier der Vorwurf der Abnützung auch MIt der NCSA-
Soweıit INa  —_ sehen kann, WAar aber auch das Echo auf die tiven Wertung des Inhalts verknüpft, ilt doch,
EKD-Studie wesentlich schwächer als auf das Bensberger diesen auch unabhängig davon nehmen. enk-
Memorandum. Das INas zunächst überraschen, 1St aber schriften können ZWAaT, w1e sıch Marıon Gräfin Dönhofft
ohl nıcht NUur auf die Tatsache zurückzuführen, daß die ausdrückt, die Dıinge er  nNte machen un: den Prozefßß

der Bewufßtwerdung tördern, S1e vermögen aber wederAuseinandersetzung das Bensberger Memorandum
einse1t1g durch die polemische Abwehr VOTL allem christ- die Leıtlınien der Politik noch die polıtischen Zustände
ıch-demokratischer bzw katholischer Vertriebenen- 1n gleicher Weıse andern. Schon allein deswegen
tunktionäre belebt wurde, sondern auch auf den Nnier- werden S1€e em ständigen Vorwurftf „apolitischen An-
schiedlichen Kontext, auf den siıch die Schriften beziehen. satzes“ auSgeSEeLZL se1IN. Doch sollte InNnan ihren Einfluß
An siıch läge nahe, daß 2% Jahre ach Kriegsende die auf die Wandlungen des öftentlichen Bewulstseins, das
rage nach der möglıchen Zukunft der deutschen Einheit sıch Ja langfristig auch aut die polıtischen Realitäten aus-

wirkt, nıcht unterschätzen. Dennoch können S$1e der E:angesichts der tortdauernden un sıch, WwW1e die Studie
anmerkt, verhärtenden Spaltung den polıtischen Lebens- tahr der Abnutzung auf die Dauer LLUT dann entgehen,

un das Bewußfitsein der Deutschen unmittelbarer wenn das, W 4S in ıhnen ausgesprochen wird, VO  - SC-
träte. Das scheint aber keineswegs der Fall se1n, un nügend starken Gruppen wird. Um das
War ohl nıcht 11UTr deswegen, weıl diese iınnerdeutsch erreichen, darf aber nıemals die begleitende pädagogische
umfassendere Schicksalsfrage VO keinem Interessen- Anstrengung tehlen.
verband wachgehalten wird. Der Boden für die EKD-
Studie wWwWar durch die Nuancıerungen der DESAML- Fehlt das spezifisch Christliche ®
deutschen Politik der großen Koalıition vorbereitet.
Schon dadurch ward ıhr geringeres Aufsehen beschieden. Mıt dem Vorwurt der Abnutzung verbindet sıch eın ZWel-
Für iıhr Echo 1St weniger Polemik bezeichnend als 1ın ter Vorbehalt und 1inWwıeweılt die Kırche ın streng
Kreısen, in denen der politische Gehalt als illusorisch politischen Fragen als Jegitimierter Sprecher auftreten
abgelehnt wird, eine ZEW1SSE Art mitleidigen Lächelns anı Daß die Kırche das Politische us ihrem Auftrag
über nımmermüde kirchliche Denkschriftenverfasser, ıcht ausschließen annn un darf, versteht sıch VO  a selbst,
denen INa  w} neben politischen Leerformeln oder Illusionen weıl auch dort Grundfragen menschlicher un:
1Ur Wıillen attestiert. Doch scheinen gerade bei der gesellschaftlicher FExıstenz geht, die als solche zugleich VO

EKD-Studie die posıtıven Stimmen überwiegen. So theologischer un relig1öser Relevanz sınd. In beiden VOI -

liegenden Fällen die Verfasser gut beraten, sıchstellt Marıon Gräfin Dönhoft ın der „Zeıt (8 68) fest,
die „verblüffende“ Wırkung der Studie lıege gerade nıcht lange 1n theologischen Begründungen über das Recht
darin, „daß die deutsche rage 1n den großen Rahmen der Verkündigung un der Miıtsprache der Kiırche in
ylobaler Probleme gestellt wurde un dadurch 1ın der politischen Exıstenzfragen ergehen oder sich über die
rechten Proportion namlıch nıcht als Nabel der Ideen der Vertreter der politischen Theologie über den
Welt erscheint“. Und OSa der „Rheinische Merkur“ polıtischen Charakter des Heils auszulassen oder aktuelle
(8. 3. 68), der die zentralen Aussagen des Bensberger politische Zustände als Folgen des verlorenen Krieges und
emorandums ın einem Beıtrag VO enger ab- der Unterdrückungspolitik Hıtlers als „Gottesgericht“
lehnt, weil die sowjetische Herrschaft 1m OSTEeuUrO- qualifizieren, WwW1e 1ın der Vertriebenen-Denkschrift der
paıschen Raum vernebele un weiıl „Mit einer einseitigen EK  S noch geschah, sondern den mehr pragmatischen
deutschen Vorleistung“ weder den Polen noch den Deut- VWeg real möglıcher kırchlicher Einflußnahme gehen,
schen gedient sel, bezeichnet die EKD-Studie als „einen die zunächst ın der Formung des gesellschaftliıchen Ge-
traglos gewichtigen Beıitrag, dessen scharfe Fragestellun- WI1Ssens gründet.
gecn un! nüchterne Dıiagnose voraussichtlıch wirkungs- Hıer aber beginnen die Meınungen auseinanderzugehen.
voller seın werden als die Ermahnungen Zu Frieden, die Zahrnt schreibt, in dem Moment, 1n dem die Kirche
ohnehin Gemeingut geworden siınd sıch nıcht mehr aut die „Unterschicht“ grundsätzliıcher
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theologischer un: sıttlicher rwagungen beschränke, SOI1- datür aber freie kirchliche Gruppen ZUr Diskussion un:
ern auch die „Oberschicht“ der konkreten politischen UE Bewußsitseinsbildung mehr ermunter‘: müßte?
Entscheidungen 1n ıhre Überlegungen miteinbeziehe, VCI- Insotfern dürfte INan 1m Werdegang des Bensberger
liere das Mitreden der Kirche aktuellen Fragen „jeden Memorandums gewilß eın Unglück sehen. Gerade eine
Ewigkeitsanspruch“. Gerade Ort aber, sölcher Ewiı1g- Gruppe kirchlich geformter, aber unabhängiger ersön-
keitsanspruch aufhört, scheinen andere der Kırche die lichkeiten annn politisch umstrıttene Fragen unmı1{(5-
sachliche oder jedenftalls ine spezifische Zuständigkeıit verständlicher Z Ausdruck bringen, die damıt Ver-

abzusprechen. Die Vertasser der Denkschriften wollen bundenen Risıken einschliefßlich des Trtums leichter auf
sıch aber gerade 1m Raum trejer Diskussion ansıedeln, die sıch nehmen als das kirchliche Amt oder die amtlichen
Kirchen, wı1ıe Prot Reıiser in seınem Vorwort ZUur Sprecher oder Spıtzengremien des Katholizismus. Freıe
EKD-Studıie ausdrückt, nıcht „binden“, sondern einer Gruppen können eichter Fragen tormulieren, deren I60
oftenen Auseinandersetzung mi1t den gestellten Fragen SUNs für die Zukunft unausweichlich 1St, deren offene
verhelten. Be1 der rage nach der Spezifität des kırch- Diskussion oder Aneıgnung aut 1M Ganzen des Volkes
lıchen Auftrags Zing INa  $ 1mM Falle der EKD-Studie oder der Gesellschaft och nıcht überwindliche Hınder-
wenıger VO  3 prinzıpiellen Überlegungen AUuUS als VO der NısSse stößt, weıl deren Lösung Einsichten oder Opfter
„Überzeugung, daß heute NUur noch wenıge Institutio0- verlangt, die INa  w} nüchtern ZUur Kenntnıis nehmen mußß,
LLICIIN 1bt, auf deren Ebene VO  S verantwortlichen Persön- die aber 1m Augenblick noch nıcht erbracht werden
lichkeiten AaUS$S beiden Teılen Deutschlands gemeınsame können.
Überlegungen angestellt werden können. Der „Rhei- Es bleibt reilıch die Frage, aber diese gilt mehr für die
nısche Merkur“, der diesen Sachverhalt ausdrücklich - Kiırchen als solche, ob diese 1n ıhrer gegenwärtigen Sıtua-
erkennt, knüpft aber gerade die Aufgabe des „Ewiıg- tıon nıcht übertordert werden, ob ıcht besser ware
keitsanspruchs“ Überlegungen über die „entscheidende auch dieses Argument wurde gelegentlich des Er-
Fragwürdigkeit“ kirchlicher Denkschriften politischen scheinens der beiden Memoranden vo  en die
Fragen. Es finde sıch 1n der aNzZCH Studie eın einzıger Kırchen würden sıch mehr auf iıhre ureigene Aufgabe, die
Abschnitt, den nıcht auch eın Sanz anderes GremLum Ver- Bewältigung der schwelenden Glaubenskrise konzentrie-
antwortlich enkender Menschen außerhalb der Kirche DG Man ware dankbar, schreibt Beckmann 1M
1mM gleichen Wortlaut hätte tormulieren können. „Rheinischen Merkur“, „ WENN kirchliche Kammern 1n

den weıiß Gott rennenden Fragen der Kirche un des
christlichen Glaubens in unNnseren Tagen ÜahnlichenSubsidiaärer Diıenst der Kırchen Arbeıitsleistungen gelangten“. Noch schärter urteılt

Man wiırd dieses Argument nıcht ganz entkräften kön- „Christ un Welt“ Dıie politischen Memoranden der
NnCN, wWwenn INa  w LUr nach dem spezifisch Christlichen oder Kırchen hätten bisher nıchts Neues gebracht. Diskussions-

beiträge genugten iıcht. Man sollte siıch 1U endlich ein-„Religiösen“ in der Denkschrift fragt Dasselbe ilt übri-
SCNS auch ftür das Bensberger Memorandum, auch WE mal eine Glaubensstudie emühen. Mag se1n, da{ß

Ort auf Grund der anderen Struktur der Vertasser- politische Memoranden auch einmal Ausflüchte Aaus den
schaft 1LLUTr ıne nachgeordnete Rolle spielt. Doch bleibt unbewältigten kırchlichen Problemen sind. Werden S1€e

dadurch aber überflüssig? Reden die Gegner, sofern S1egerade die rage ıbt CS solche Sanz andere Gremıien,
die Fragen aufgreifen, die Z politischen Gewissens- dadurch nıcht ıhre Mißbilligung des politischen Inhalts
bildung eınes Volkes gehören un Jenselts kontingenter verdecken wollen, nıcht einer pietistisch, relıg1ös 1intro-

vertierten Kıiırche das Wort?Interessen diskutiert werden mussen, WE S1e einer
sachgerechten Lösung zugeführt werden ollen, den Mut
un die Möglichkeit haben, s1e nuüchtern stellen un

vorherrschende Interessen un: Umständen
Der Vorwurf politischer Utopze

auch politisches Kalkül 1Ns Bewußfßtsein bringen? Schwerer wiegt der Vorwurtf der Utopie, des apolitischen
Hat ıcht gerade die Vorgeschichte der beiden enk- Denkansatzes, der politischen Illusion. Man wird in dem
schriften geze1gt, wI1e schwer gerade für kompetente, Bensberger Memorandum allerdings, in dem, W 4s Sagt,
aber politisch gebundene Persönlichkeiten un: Gruppen ıcht 1e] Utopisches finden Dıie Feststellung, daß
ist, solchen politischen Dıienst, der manches Rıiısiko 1n sıch unausweıchlich werde, uns MIt dem Gedanken
schließt, auf sıch nehmen? Kommt nıcht gerade hier machen, daflß WIr die Rückkehr der Oder-Neißle-
kirchlichen Triebkräften iıne vermittelnde un zugleich Gebiete in den deutschen Staatsverband ıcht mehr WEeIr-

ergänzende Funktion zu”? Handelt siıch ıcht ıne den ordern können, ann ohl kaum als Beispiel einer
orm politischer Diakonie, die VO  _3 anderen Gruppen politischen Illusion angeführt werden. durch dieses
1Ur schwer geleistet werden kann? Mag se1in, da{fß andere Eingeständnis, W 1e das Memorandum meınt, der poli-
Gremien konkreter reden können. Die rage i1st aber, tische Handlungsraum erweıtert wird, ann dahingestellt
Liun S1e CS, WEn geltende Leitbilder der Gesellschaft, die leiben. Die Aussage hat aber ebenso viele Argumente für
iragwürdıg geworden sind, abgebaut werden sollen? Tun sıch, Ww1ıe das Schlagwort VO der „Vorleistung“
s1ie es den konkreten deutschen Voraussetzungen sıch hat Da die Problematik des Heimatrechtes 1n dem
eLIw2 1n der Deutschland- oder 1n der Vertriebenenfrage? Memorandum nıcht Zanz ‚ausgeschöpft“ ISt. werden die
Wo sind diese Gremien? In den Partejen? In den Gewerk- Autoren einräumen mussen, auch W C111 über dieses recht-
schaften? Im politischen Verbandswesen? Und WEn sS1e lich un: politisch nıcht Öösbare Problem mehr Erhellendes
sıch Ort ıcht finden? Besteht enn nıcht die Gefahr, da{ß gESART wird, als das bisher veschah un: in der —

INan Sie ın csehr vorrationalen Kategorien weiterschleppt gekündigten Gegenstudıie der Vertriebenenverbände
oder da{ß sıch ihrer Abenteurer bemächtigen? Die rage geschieht. Auch wiırd In  e die Vertriebenen psychologisch
1St freiliıch, ob die Kırche als solche sıch bei Problemen des überfordern, WenNnn 114  > ıhnen die taktische Endgültigkeit
konkreten politischen Lebens nıcht eher zurückhalten, der Oder-Neiße-Linie nıcht als unausweichlichen Ver-
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zicht, sondern als Beitrag einer übernationalen r1e- politisches Moment übersehen? ıbt iın Osteuropa
densregelung ZUumutet. Zu solcher Haltung werden sich nıchts weıter als Kommunısmus, als sowjetische Macht-
NUur wenıge bereit finden Sosehr S1e ordern ISt, interessen, als totalıtäre Regierungen? Und g1bt inner-
cehr wıderspricht S1e der politischen Erfahrung. halb der „kommunistischen“ Gesellschaften NUr I1deo-
Aber als utopisch erscheint das Memorandum vielen Kri- logıe, keinerlei davon unabhängige, natıongebundene
tikern wenıger 1n dem, W 4S Sagt An der EKD-Studie Sachinteressen, un mMIt zunehmendem Alter der Regime
vermiıßt Zahrnt O8 jenen „Hauch VO  e Utopie“, un Machtstrukturen keinerlei innenpolıtische Dıfteren-
„der nıcht Aaus der Vernunft STAMMT, aber AaUuUS$S jenem zıerungen?
Überschuß Vernunft, der die christliche Hoftnung Im Bensberger Memorandum heißt CS „Regierungen
bewirkt“. Deswegen erscheint S1e ıhm sachlich un: ‚versöhnen‘ sıch nıcht, S1e schließen Verträage, die dazu
abgewogen. Er sihe gerade ın dem „Mehr“, 1n dem bestimmt sınd, eınen gerechten und geordneten Frieden
„Überschuß Vernunft“ das Spezifısche kirchlicher sichern. 1le Bemühungen ine rechtliche Friedens-
Außerungen, wodurch sS1e sıch VO  $ AÄußerungen anderer sıcherung können aber NUur dann Erfolg haben, wenn die
unterscheiden können. Völker ernsthaft iıne Versöhnung anstreben un: damıt
Der Vorwurf der Kritiker richtet sıch aber mehr auf das, ıne solide Basıs für friedliche Beziehungen chaften.“
W Aas in den beiden Denkschriften verschwıegen wird. Sıe Hıer 1St ausgesprochen, W 4S Wıilkens den Vorrang des
zeihen S1€e des „politischen Dilettantismus“ Walden Moralischen un Politischen VOTr dem Rechtlichen 1mM Um-
in der „Welt“, 68) Man weiche dem eigentlıchen Sang der Völker nn („Sonntagsblatt“, 68) Um
Problem der „Versöhnung“ AausS, der Tatsache, „daß nam-  n diesen Vorrang bemühen sıch beide Denkschritten. Ihn 1M
lıch zwischen dem Adressaten, dem polnischen Volk, un: politischen Handeln bewußt machen 1sSt. 1n Je verschie-
uns eın kommunistisches versöhnungsfeindliches Regime denem Bereich ıhre gemeınsame Grundintention. Das
steht“. Man sehe nıcht dieses Regıme, 14a  S sehe deshalb rechtliche Gleichgewicht un der poliıtische Friede ZW1-
auch nıcht den Zusammenhang miıt der DDR eın Vor- schen den Regierungen mu{fß durch Versöhnung zwiıischen
wurf, der umgekehrten Vorzeichen auch 1mM kom- den Völkern vorbereitet werden. Vorurteıle, Miıßtrauen,
munistıs  en Echo AaUus Polen un bei manchen Befür- durch leidvolle veschichtliche Erfahrung genährt, verhin-
OoOrftfern des Memorandums auf deutscher Seıte auf- ern das triedliche Zusammenleben ebensosehr w 1€e die
taucht (vgl Lindemann, „Abendzeitung“, 3. 68), Exıstenz eınes wen12 versöhnungsbereiten polıtischen
und INa  - übersehe dahinter den ganzen kommunuistischen Systems Hıer Ballast abzutragen 1St politische (Gew1ssens-
Machtapparat, der eben die Versöhnung ausschließe. Von verpflichtung. Bundesminister Heck hat 1n eiıner Sendung
hier bıs ZUr Feststellung VO Vertriebenenmuinister N Has- des ZDF die Posıtion des Bensberger Memorandums
sel, solches Vorgehen, das die kommunistische Seıite ledig- ohl riıchtig geOFrTtetT, WEn politischer Bedenken
lich ZUr Stellung weıterer Forderungen veranlasse, führe teststellte, das Dokument sEe1 „VonNn einer sehr ernsten
nıcht einer \Pax Christn“. sondern einer „Pax persönlichen Verantwortung her“ tormuliert worden. In
Sowjetica“, 1St annn 1Ur noch eın kleiner Schritt der Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz ZU

„Welt Sonntag“, 68) Wırd aber nıcht gerade Bensberger Memorandum vermifßte INan diese Dımen-
1n solchen „politischen“ Urteilen nıcht eın entscheidendes S10N.

Meldungen AUS$S Kirche UN Gesellschaft
Die Frühjahrskonferenz Vom bis März tand 1ın nächster eıt auch andere Gruppen ıhre abweichenden
der deutschen Bischöfe der Katholischen Akademie Auffassungen 1n der Oftentlichkeit darlegen werden un

ın Stuttgart-Hohenheim die weısen auf die Auswirkungen solcher Dokumente über
diesjährige Frühjahrsvollversammlung der Deutschen die katholischen Gruppen hinaus hin Unter Berufung
Bischofskonferenz statt. Wıe deren Vorsitzender, Kardinal aut die Pastoralkonstitution (Nr 43) betonen S1e AaUuS$s-

Döpfner, ın eıner Presseerklärung 1M Anschlufß die drücklich, „dafß iın solchen Fragen keine Gruppe VO
Konferenz betonte, standen ıhre Beratungen der Katholiken die Autorität der Kırche ausschließlich für
zahlreichen innerkirchlichen Tagesordnungspunkte, „be- sıch und hre Meınung in Anspruch nehmen Cn An
dingt durch i1ne Reihe aktueller Probleme“, csehr deutlich alle, die sıch den im Memorandum behandelten Fra-
1mM Zeıichen gesellschaftspolitischer Themen, gCHNAUCK 1MmM SCH außern, richten die Bischöfe die Bıtte, „un voller
Zeichen des Verhältnisses der Kirche den aktuellen Wahrung des Rechtes auf freie Meinungsäußerung nach
gesellschaftlichen orgängen Diese Schwerpunkte kamen bestem Wıssen un: Gewiıissen den Frieden un: die Ge-
auch 1n den beiden Erklärungen ZzUuU Ausdruck, die die rechtigkeit suchen un Z ehrlichen Dialog bereıt
Vollversammlung abgegeben hat, 1n der Stellungnahme sein. .  “ Dıie Bischöfe würden ihrerseıts die Bemühungen

dem Memorandum des Bensberger Kreises (vgl ds die Versöhnung zwiıschen dem polnischen un deut-
Heft, 153 un / und ın der gemeınsamen Erklä- schen olk 1mM Sınne ihres Briefwechsels mıiıt dem pol-
Tung der Biıschöfe „über den Frieden un den Völkern nıschen Episkopat tortführen un: vertiefen. Sı1e würden
und ın der Gesellschaft“. versuchen, „1In Verbindung mMIit dem Zentralkomitee der
In der Erklärung ZUuU Memorandum des Bensberger deutschen Katholiken Mißverständnisse klären und
Kreises sprechen die Bischöfe dem Zentralkomitee der die gyeschichtlichen un: politischen, VOT allem aber die
deutschen Katholiken den ank für se1ne Bemühungen sıttliıchen un: relıg1ösen Fragen auf der breiten Basıs der

einen Ausgleich zwiıschen dem Bensberger Kreıs un verschiedenen katholischen Gruppen behandeln. Dieses
den katholischen Heiımatvertriebenen aus Sıe bedauern Bemühen werde allerdings ungleich mehr Schwier1g-das Mifßlingen dieses Versuches, deuten A daß 1ın keiten überwinden haben, als sıch be1 der Abfassung
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